DES KREISES SANDOMIERZ. 


Abonnementspreis vierteljährig 3 Kronen, 


Nè. 9. 


Sandomierz, den 1. August 1917. 


Inhalt auf der letzten Seite: 


AM. 1,6. HIEsRe li Eululs 


1. 


Beschlagnahme von Getreide und 
Mahlprodukten. 


Verordnung des k. u. k. Militär-General-Gouvernement 
in Polen W. S. Nr. 76183[17. vom 3 luii 1917. 

Auf Grund der Vdg., vom 22 Juni 1917 Vüg. 

Bl, Nr. 57 bezw. der Vdg. vom 11 Juni 191b Vaäg. 
L Nr. 61 betrettend die Verwertung der Ernte und 
in Durchführung der Vdg. vom 23 Juni 1917 Vdg. 
Bl. 53 betreffend deu Landwirtsohatts-Rat, wird an- 
geordnet, wie folgt: 
$ 1. Beschlagnahme. 

Getreide. (Weizen, Roggen, Gerste, Hafer und 
Menglrucht) der Ernte dus Jahres 1917 und aus den- 
selben erzeugte Malılprodukte aller Art, sowie etwa 
vom Vorjahre noch verbliebene Restbestände solcher 
Produkte sınd zu Gunsten der Mılitärverwaltung be- 


schlagnahmt. 
Als Mengfrucht im Sinne dieser Verordnung gilt 
ein Gemisch verschiedener Getreidearten untereinander 


oder mıt Hülsenfrüohten. 


$ 2. Wirkung dur Beschlagnahme. 


Die Beschlagnahma hat die Wirkung, dass die 
beschlagnahmten Produkte weder verarbeitet, ver- 
braucht, verfüttert, noch veraüssert, bezw. gekauft wer- 
den dürfen, sofern nicht in dieser Vdg. oder durch 
besondere Vorschriften andere Anordnungen getroffen 
werden. Rechtsgeschülte, die gegen dieses Verbot ver- 
stossen, sind ungiltig, desgleichen auch alle vor Be- 
ginn der Wirksamkeit dieser Vag. abgeschlossenen 
Geschäfte (88 11 und 12 der Vdg. vom 11j5 1916 
Vdg. Bl. Nr. 61. 

8 3. Ausnahmen. 

Von der Beschlagnahme sind ausgenommen; 

a) Die tür Saatzweoke in der eigenen Wirt- 
schaft des Produzenten. 

b) Die zur Ernährung des Produzenten, seiuer 
ım gemeinsamen Haushalte letendeu Angehörigen 
einschliesslich der Angestellten und des (esindes, ' 

o) Die zur Erhaltung des eigenen Vielhstandes 
sowie der Angestellten und des Gesindes, bestimm- 
ten Getreidemengen unter Einhaltung des dureh be- 


sondere Verfügungen uormierten Hoclstausmasses. 


5 4. Anzeigepflicht. 


Der Besitzer von laat $& 1 beschlagnahmten 
Produkten, ist verpflichtet über Aufforderung des 
Kreiskommandos oder der hiezu bestimmten Organe 
die Vorräte an solchen Produkten nach Menge, Gat- 
tung und Einlagerungsort anzuzeigen und zwecks 
Überprüfung der Richtigkeit der erstatteten Anzeige 
den hiezu bestimmten Organen, die Besichtigung sei- 
ner Betriebs-Vorrats—und sonstiger Raüme, ferner die 
Einsicht in die Wirtsohafts-bezw. Geschäftsaufzeich- 
nungen zu gewähren, suwie auf Verlangen alle erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen, 


$ 5. Ablieferungspflicht. 


Festsetzung der zu belassenden und der abzuliefernden 


Getreidemengen, Getreidepass, 


Der Produzent ist verpflichtet, sämtliche zufolge 
$ I beschlagnahbmten Vorräte innerhalb der vorge- 
schiiehenen Termine alzugeben. Zur Übernahme der- 
selben wird für den Bereich des MGG, mit Ausnahme 
der Kreise Chełm, Hrubieszów und Tomaszów laut 
Art VIL der Vdg. vom 23 Juni 1917 Vdg, Bi. Nr. 58 
betreffend deu LWR. die Polnische Getreidezentrale 
bestimmt, Bis zur Aumalımie deren Tätigkeit dienen 
als Übernahmsstellen die Getreidemagazine der Mili- 


tärvewaltung. 


Zur Fortsetzung der dem Produzenten zu belas- 
senden ($ 3) uud ’der abzugebenden Getreidemengen 
ist die Kreis-bezw. Gemeindekummission berufen. Die 
ermittelten Mengen und die vorgeschriebenen Abgabs- 
termine werden im Getreidepasse ersichtlich gemacht 
(Art. VIII und IX der Vdg. vom 23 Juni !917 Vdg. 
BI. Nr. 58). 


Die Art der Übernahme der zufolge § 1 beschlag- 
nahmten Vorräte in den Kreisen Chełm, Hrubieszów 
und Tomaszów wird durch besoudere Verfügungen 
geregelt werden, 


$ 6. Übernahmspreise. 


Für das durch Proc uzeuten freiwillig abgegevene 
Getreide werden nachstehende Übernahmspreise fest- 


gesetzt: 


eair zs o Nra 
Weizen K. 54. h. 60 
Roggen | 
Gerste | s 
Í K. 48, h. 30 
Hafer | 
Misehtrucht ] 


Obige Preise treten mit 15 Juh t917 ın Kraft 
und verstehen eich pro 100 kg. netto loeo Übernahms- 
magazin. Sıe beziehen sich auf gute, trockene Ware, 
in der im MGG üblich-n Durehsehnitsgnalität. Bei 
geringer Qualität tritt eine entsprechende Preisminde- 
rurg ein, die jedoch 18”/ des jeweiligen Übernahms- 
preises nieht überschreiten darf. 

Falls die Entfernung des Ubernahwsmagazines 
vomProduktionsorte 7 km. übersteigt, gebührt den Pro- 
duzenten ausser dem obigen Preise eine Vergütung für 
die Zufuhr, dessen Höhe dureh besoudere Verfügun- 


gen geregelt werden wird. 


Für Getreide, welches der Produzent über die 
vorgeschriebene Menge liefert, sowie für Saatgetreide 
gebührt demselben ein Preiszuschlag, der durch eine 


besondere Verfügung geregelt werden wird. 
$ 7. Verbrauchsnormen. 
Verteilung der aufgebrachten Vorräte. 
Die Regelung der Verkrauchsuormen, für die 
Versorgungsberechtigten (Nichtproduzeuten) und der 


Verteilung aufgebrachter Vorräte wird durch geson- 


derte Verfügungen erfolgen. 
$ 8. Vermahlung. 


Das Kreiskommando wırd über Antrag des Exe- 
kutiv— Ausschusses des LWR. einzeluen Mühlen dw 
Betriebsbewilligung erteilen, die erlordersicehen Kon- 
trullmassnahmen verfügen, die ührıgen Mühlen sperren. 
Die gesperrten Mühlen haben Auspruch auf eine, vom 
LWR. testzuseizende und von der P, G. Z. zu bezal- 
leude Entschädigung. 


Die Regelung der Mühlenkontrolle der Mahlsätze, 
der Mahllöhne, sowie der Preise für Mahlprodukte 


erfolgt in besonderen Durohführuugsbestimwmungen. 
Brzüglıch der Verimahluug in den Kreisen Chetn, 
Hrubieszöw und Tomaszöw werden gesonderte Ver- 


füguugen ergehen, 


S 9. Zwangsmassnahmen. 


\Weigert sich der Besitzer von lant § I beschlag- 
nahmten Produkten, dieselben in der vorgesehriebenen 


Menge und innerhalb der vorgeschriebenen Termine 


abzugeben, oder besitzt er nicht die nötigen Mittel 
um den Drusch bezw. die Ablieferung durchzuführen, 
so kann das Kreiskommando den Diusch bezw. die 
Ablieferung ım Zwangswege auf Kosten und Gefahr 
des Besitzers durchfähren, hiezu seme Wirtschatt 


räume und alle Mittel seines Betriebes in Anspru 
nehmen, sowie Arbeitskräfte naoh Massgabe des § a 
der Vdg. des AOK. vom 3 Juni 1916 Nr 54 Vdg. Bl, 


betreffend die Feldl—und Ernmtearbeiten heranziehen, 


Im Falle der Anordnung einer Zwangssinlieferung 
können die in $ 7 normierten Übernahmspreise bis 
auf die Malie herabgesetzt werden Die Art des Vor- 
gehens bei Zwangseinlieferangen wird darch geson- 


derte Verfügungen geregelt werden. 


Der Zwaugsdrusch, bezw. die Zwaugs»blieferung 
kann vom Kreiskommando anch vor Ablauf der dies- 
bezüglich vorgeschriebenen Termine angeorduet wer- 
den, falls dies zur Versorgang der Bevölkerung un- 
eluer 


bedingt notwendig erscheint, oder die Gefahr 


unrechtmässigen Verwendung der beschlagnahmten 


Vırräte vorliegt. 


$ 10. Strafbestimnungen. 


jo berbrebungen obiger Vdg. oder einer aut Gunnd 
erlassenen Vorschrift 
und § LL der Vdg. vom 11i Juni 1916, Vdg. Bl, Nr.61 


_betreff-nd die Verwertung der Ernte oder gemäss § 2 


derselben werden gem, § (0 


der 29 Vdg. vom 21 Feber 1917 betrelfend Shrafmass- 
nahmen gegen Preistreiberei und Verletzung von Lire- 


ferung=pflichten bestraf, 
5 11. Inkrafttreten. 


Diese Verordnung brit mut dem Tage der Ver- 
lautharung in Kraft, 


Gleichzeitig wird die Vdg. des MGG. vom 19 
Juli 1916 Vdg. Bl. Nr, 66, aufgehoben. 


2. 


Beschlagnahme von Hirse, Buchweizen, 
Hülsenfrüchten und sonstiger Sämereien. 


Verordnung des k. u. k. M. G. G. vom 13 Juli 1917 
W.. S. Nr. 77172. 


Auf rund der Velg. vom 22 ‚Juni 1917 Vde. 
Bl. Nr, 57 tezw der Var, vom IE Juni G, Vig 
Nr. 61, betreffend die Verwertung der Ernte uud m 
Durchführung der Vdg. vom 28 ‚Juni 1917 Vdg. Bl 
Nr. 55 betreilent den Lanwirtsenaltsrit, winl suge- 
ordnet wie folg 

Sale 
Beschiagnahme. 

Erbsen, Pe- 


luschke, Wieke, Lupine, Saubohne, Fisolen, Linsen, 


Hirse, Buchweizen, Pterdebohnen, 
Hackfrucht—und Kutterpflanzensämereien aller Art, 
Klee- Gras- u, Gemüse- Sämereien aller Art der Ernte 
des Jahres 1917, sowie etwa vom Vorjahre noch ver- 
blievene Restbestände sulcher Produkte sind zu Guu- 


sten der Militärverwaltung beschlagnahmt. 
ge 
Wirkung der Beschlagnahme, 


Die Beschlagnahme hat die Wirkung, dass die 
Produkte 


braucht, verfüttert noch veräussert bezw gekauft wer- 


beschlagnalimten weder verarbeitet, vers 
den dürfen, sofern nicht in dieser Vdg. uder durch be- 
sondere Vorschriften andere Anordnungen getroffen 
werden. Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Gebot ver- 


stossen siud ungiltig desgleichen auch alle vor Beginn 


der Wirksamkeit dieser Vdg abgeschlossenen Ge- 
schäfte ($ Li und 12 der Vdg vom IL Juui 2916, 
Viga Bi NADI): 

Sa 


Ausnahmen, 


Vou der Beschlagnahme sind alısgencimmen: 


a) das durch den Produzenten für den Anbau 


in seiner eigenen Wırtschafb benötigte Saatgut. 


b) diejenigen Mengen, welche der Produzent 


zu seiner Ernährung und dər Emährung der im ge- 


wernsamen Haushalte mit ihm lebenden Angehörigen, 


seiner Angestellten und des Gesindes, sowie auch zur 
Erhaltung des eigeuen, sowie des Viehstandes der 
Angestellten und des Gesindes bestimmt, wobei er die 


durch gesonderte Verfügungen etwa festgesetzten Ver 
brauchsnormen einzuhalten hat. 
Sa 
Anzeigepflicht. 

Der Besitzer vun laut $ I beschlagnahmten Pro- 
dukten ist verpflichtet, über Aufforderung des Kreis- 
kommandos oder der hiezu bestimmten Organe die 
Verräte an solchen Produkten nach Menge Gattung 
und Kinlagerungsort anzuzeigen znd zwecks Überprü- 
fung der Richtigkeit der erstatteten Anzeige den hıe- 
zu bestimmten Organen die Besichtignug seiner Be- 
triets- Vorrats- und sonstiger Räume, ferner die Ein- 
sicht in die Wirtschafts, bezw Geschäftsaufzeichnun- 
gen zu gewähren, sowie auf Verlangen alle erforder- 
lichen Auskünfte zu erteilen, 

§ 5. 
Übernahme. 

Der Produzent ist verpflichtet, sämtliche laut § 1 
beschlagnahmten und für dw Verwendung in der el- 
geneu Wirtschaft laut $ 8 wicht bestimmen Vorräte 
au Sämereien abzugeben, Zur Übrnalme dieser Vor- 
MGi. 
Kreise Chełm Hrubieszów und Tomaszów 
des Artikels VIL der Vdg. vom 23 Juni 1517 betref- 
fend deu Landwirtsuhatusrat, die Polnische Landwirt- 
schaftliche Zentrale bestimmt. Die Art der Übernahme 


täte ist im Bereiche des mit Ausnahme der 


im Sinne 


der beschlagnahmten Vorräte in den obgenannten Krei- 


sen wiri durch besondere Verfügungen geregelt 
werden. 
sh 
Übernahmspreise und Handelsbestimmungen, Verwertung 
und Verteilung, 

Die Üternahmspreise und die soustigen Ver- 
kehrs' estiimmungen beim Handel mit den im $ 1 ge- 
Act 
wird dureh gesonderte Verluguingen geregelt werden. 


ai. 


Zwangsmassnalimen. 


nannten Sämereien sowie die deren Verteilung 


Weigert sich der Besitzer von laul & 1 beschlag- 


nahm'en Produkten diese abzugeben, trotz dem sie 


| 
| 


nicht für die Devkung des sigenen Bedarfes im Siune 
des $ 3 bestiramt sind, oder besitzt er nicht die nö- 


tigen Mittel, um den Drusch bezw. die Ablieferung 


durchzuführen, daun kann das Kreiskommanda den 
Drusch bezw. die Ablieferung ım Zwangswege auf 


Kosten und Gefahr des Besitzers durchführen, biezu 
seme Wirschaftsräume und alle Mittel seines Betrie- 
bes in Auspruch nehmen, sowie Arbeitskräfte nach 
Massgabe des $ 4 der Vdg. des A. O. K. vom 3 Juni 
1916, Vdg. Bl. Nr. 54, betreffend die Feld- u. Erute- 
Die Art des 


Zwangseinlieferungen und die Preise für auf diese 


arbeiten heranziehen Vorgeliens bei 


Art eingelieferte Sämereien werd=n gegebeneutalls 


duch besondere Verfügungen geregelt werden. 


§ 8. 
Strafbestimmungen. 


Übertretungeu obiger Vdg, oder einer aut Grund 
derselben erlassenen Vorschrift werden mit Geld- und 
Freiheitsstrafen geahndet, im Sinne des $ 1U der Vdg. 
vom Il Juni 1946 Vdg, Bl, Nr. 61 betreffend die 
Verwertung det Firute, Hiebei ist zur Untersuchung 
und Bestrafung der ın dieser Vdg bezeichneten strat- 
baren Haudlungen das Gericht des Kreiskommandos 


im feldgerichtlichen Verfahren berufen. u. zw. ım 
Sinne des $ 4 der Vdg, vom 21 Februar 1917 Vdg- 
Bl. Nr. 29 betreffend Strafmassnahınen 


gegen Preis, 


treiberei und Verletzung vou Lueterungspllichten. 
su 


Verkant 


derselben er- 


Gegenstände, dureh deren Kaut oder 
diese Verordnung oder ein auf Grund 
lassenes Verbet verletzb wurde, sowie deren Kaufpreis 
und 


IErnäh- 


überschritten wurde, unterliegen dem Verfalle 
werden vom Ikreiskommando für Zwecke der 


rung der Bevölkerung verwendet. 
SED. 
Inkrafttreten, 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Ver 
lautbatung iu Kraft, Gleichzeitig wird die Vdg. des 
M G. ( vom 8 Jänner 1917 Väg Bl. Ne, 10, 


gehoben, 


auf- 


Nr. ô. 


3. 


Aufführungsverbot. 


Das k. u, k. Militär-General-Gouvernement hat 
1917 B. Nr. 136479|1 die 


Aufführung der jüdischen Operette: „Kol Nidre“ von 


mit Erlass vnm 1 Juli 


M. Scharkański im Okkupationsgebiete verboten 


4. 


Unsrechnungskurs des Rubels 


Kubels wurde mit 
15 Juli 1917 auf 3 Kronen 25 Heller == 1 Rubel fest- 
gesetzt, 


Der Umreehnungskurs des 


5. 


Einhebug der Realsteuern durch Gemeindevorstener und 


Einzahlung dieser Steuern, 


Um bei Abfuhr der ven den Gemeindevorstehern 


eingebraenten Realstenern die Schwierigkeiten in ge- 


rechnung des Rubelkurses zu beseitigen, Fat das 
kiu. kM.G.G mit Vrdg. F. A, Nr. 133302 vom 
19 Juni 1917. angeordnet, dass kei solchen Einzah- 
lungen der Zeitpunkt an welchem die Steuer in die 
Hände des Gemeindevorstehers erlegt wurde massge- 
bend ist, daher der Rubel nach dem in dieser Zeit 


bestehenden Kurse bei der Kassa bereohnet wird, 
Gleichzeitig aber wird folgendes angnordnet: 


I) Die Gemeindevorsteher werden verpflichtet 
‘alle Steuergelder längstens binen 14 Tagen nach Ein- 


ziehung an die hiesige k. n. k. Kreiskassa abzuführen, 


2), Die Abtuhr der Steuergelder muss mittels 


einer Konsignation geschehen, 


Die Kounsignavion muss folgende Rubriken um- 


Name und Wohnort jedes einzelnen Sreuerzah- 
lers, erlegter Betrag und Tag an welchem die Steuer 


au das Gemeindeamt ringezahlt wurde. 


Über den erlegteu Batrag scllen drei Rubriken 
aufgestellt werden, die für Rubel, Mark und Kronen- 
währung bestimmt werden und die entsprechend den 
eingezahlten Geldern bei jedem Steuerzahler auszu- 
füllen sind. 

Falls die Einzahlung in Gold geschieht, muss 


das bei der betrelleuden Position vorgemerkt werden. 


3). Die Abfuhr der Stenergelder muss 1n der- 
selben Währung stattfinden wie sie vom Steuerzahler 
eingezahlt wurde 

Bei jeder Übertretung dieser Ancrdnung wird 
der Gemeindevorsteher nicht nur zum Schadensersatz 
herangezogen sondern auch im gegebenen Faile dem 
Gerichte zur Bestrafung übergeben. 
Rubels 


werden alle Gemeindevorsteher unverzüglich verstän- 
digt. 


Vou jeder amtlichen Kursäuderung des 


6. 


Einlöhsung der Zahlungsanweisungen für 
abgelieieries Getreide 
(Kundmachuug des k. u. k. Kreiskominaucdos 1n San- 


dumierz vom 25 Jun 1917 E. Nr. 1459|M. A.) 


Aut Grund der E V, Z. Verordnung Nr, 78448|17, 
wiid verlautbart, daß alle Besitzer von grünen Zalh- 
lungsanweisuugen, für das au Getreidemagazıne ein- 
gelieterte Getreide, bis längstens 25 August, zwecks 
Auszahluug der Beträge, beı der Kassa der L. A er- 
zwecks 


scheinen, da sie sonst, HKinkassierung, nach 


Lublın tahren müssen. 


Ferner wird verlautbart, dass alle Ansprüche 
aut Exkoutingentprämien, gehörig belegt, nur bis 25 
August bei der L. A. vorgebracht werden müssen, da 


eine wauhträglishe Verreohunug moht mehr möglich ıst, 


Im 


Versorgungsgenüsse der Zivilarbeiter. 
Erlass des M. G. G vom 9|6& 1917 N. Nr. 129076. 


Auf (rund des AOR. Befehles M. V. Nr. 32602|P, 
v, 2113 {917 wird Nachstehen les veriügt, bezw. zur 


Kenntnis gebracht: 
5 


u ZZ Zu 


Er 


Nr. 9. 


I) den im oder dureh den Dienst nachweislich 
unverschuldet verunglückten Zivilarbeitern u zw. so- 
wohl denjenigen, die ausserhalb des k, u. k. Okkupa- 
beim k. u. k. Heere 


standen, wie auch denen, die im hiesigen Okkupations- 


tionsgebiebes in Verwendung 


gebiete, sei es auf Grund eines mit der Mılitärver- 
waltung abgeschlosseneu Dieustvertrages, sei es auf 
Grund der zwangsweisen Heranziehung zur Kriegs- 
dienstieistung als Zivilarbeiter beschäftigt waren, kön- 
neu im Falle gäuzlicher Erwerbsunfähigkeit und bei 
Nachweis der tatsächlichen Hilfsbedürftigkeit naoh- 


folgende Versorgungsbeiträge zuerkannt werden. 


a) allenstehenden Zivilarbeitern eine Krone 


täglich. 
bD) den 
arbeitern 60 h, täglich. 
Wenn der 


im Familienverbande lebenden Zivil- 


betreffende Zivilarbeiter auf Woh- 
hungswiele augewiesen ıst, kann ım noch ein Uuter- 
kunfisteitreg ım Höchstausinasse von 40 h, täglich 
zugestanden werden, wobeı jedoch der von ihm tutsäch- 


lich eutrichtete Mietzuns nieht übersehritten werden darf. 


2) den tatsächlichen hılfsbedürftigen Familıen 
derartiger verunglückter (versturbener, getöteter, Zivil- 
arbeiter, kann etm Versorgungsbeitrag ım Ausmasse 
vom 40 Heller täglich für jeaes im gemeinsamen Flaus- 
halte lebende erwerbsunlähige Familienmitglied im 
Alter 5 Jahren und ven 20 Heller 


täglich jur Kinder unter 5 Jahren zuerkanut werden, 


von mehr als 


Die Gesamtbezüge sämtlicher Mitglieder einer 
im gemeinsamen Haushalte lebenden Familie, dürfen 


keinesfalls den 


Hırbeı ist 


Betrag vun 8). Kronen pro Monat 


übersteigen. der Versorguugsbeitrag des 


erwerbsunfähigen Famnlienoberhauptes nicht einzu- 
rechnen. 

3, Bei Entscheidung über den Anspruch auf 
im Punkle 2 


kommen dieseibeu Verwandschuttsgrade in Betracht, 
’ 


den normierten Versorgungsbeitrag 
wie bei den russ. BReservistenlamilien 

4) Die Zuerkennung und die Bemessung der 
uber» ähuten Versorgungsveiträge steht uur dem Milis 


ist daher in solchen 


btärgeneralgouvernement zu: es 
Fällen fallneise beim Mulitärgcuvernement einzu- 
schreiten, 


5) Die Gewährung der Versorgungsbeiträge ist 
an die Veraussetzung geknüpft: 

a) dass die Erwerbsunfähigkeit bezw. ser Tod 
des Zuvilarbeiters ım oder dureh den Dienst uach weis- 
lich unverschuldet entstanden ist, was vom Kommando 
der 


welchem der Zivilarbeiter in Verwendung stand, oder 


Arbeitergruppe bezw. des Truppenkörpers. bei 


vom Spital, in dessen Behandlung der Zivilarbeiter 
war, bestätigt werden sollte. 
b) dass der Zivilarbeiter bezw, seine Familie 


tatsächlich hıltsbedürftig ist. 


e) hiusichtlich des Familien versorgungsbeitrages, 
dass der Unterhalt der Familie von dem Arueitsein- 


kommen des Arbeiters abhängig war. 


Der Ehefrau eines verunglückten Zuvilarbeiters 


und den Kindern bis zum 15. können 


Lebensjahre, 
Versorguugsbeiträge ohne Rücksicht aut ihre Arbeıts- 
fähigkeit zuerkanut werden, den übrigen Familien- 
mibgliedern nur Gann, wenn s'te selbst arbeıtsunfähig 


sind, oder nachweisbar keine Arbeit finden können. 


6) Das Bestehen des 


währung obiger 


Auspruches auf die Ge- 
Versorgungsbeitsiäge, sowie der mit 
dem h ä. Erlasse N Nr. 122.079|36 normierten Uun- 
terhalisbeiträge, muss durch die bebreflende Gemeinde 
unter eıgeuer Verantwortung des Geweindevorstehers 
bestätigt und’vom zuständigen Gendarmerieposten 
überprüft werden, 


Die 


Zeitpuukte 


Erwerbsunlähigkeit des Zuvilarbeiters im 


der Ewbriugung des Gesuches um die 
Gewanruug eines Versurgungsbeitrages, Ist vom Kreis- 
arzle zu besläbigen und isb die Herabminderung der 


Erwerbsuntähigkeit in Prozeuten auszudrücken. 

7) Unterhaltsbeiträge und Versorgungsbeiträge 
sind nicht als eine Gebühr, sondera als guaden weise 
Zuwendungen aulzufasseu. Demzufolge kann jederzeit, 
sobald es die Verhältnisse eırheischen, der Bezug ein- 
gestellt werden, Es sind daher über jede Zuerkennunug 
eines Versorgungs- Unterhaltsi-veitrages die betreffende 
(Gemeinde und das zuständige (iendarmerieposbenkon- 
Dando mi dem Atıltrage zu verständigen, über Jede 
Änderung in allen den Bezug dwses Beitrages be- 


dingendeu Verhältnissen der Bezugsbereehligien dem 


r 


Nr, 9. in #5 


— — — = nm — — 
- 


Kreiskommando sofort zu beriehten, Auf Grund dieses 
Berichtes hat das Kreiskommando alleufalls den zu- 
erkannten Versorgungsbeitrag eutweder gänzlich oder 
teilweise vorläufig einzustellen und die bezüglichen. 
Akten unter Bekanntgabe des provisorisch Vertügten 
dem Militärgeneralgouvernement zur endgültigeu Ent- 
scheidung vorzulegen. Hinsiohtlioh der Unterhaltsbei- 
träge hat das Kıeiskommando selbst endgiltig zu ent- 


scheiden. 


Die Erfulguug der Beiträge findet überhaupt 
nur auf die Dauer gleichbleibeuder Verwaltuugsver- 


hältnisse statt. 


8) Die ausserhalb des k. u. k, Okkupationsge- 
bietes dauernd ansässigeu Zuvilarbeiter bezw. deren 
Familien haben keinen Anspruch auf einen Versor- 
gungsbeitrag. Demzufolge ist der zuerkannte Versor- 
gungsbeitrag Im Falle der Auswanderung des Bezugs- 
berechtigten aus dem k. u. k. Okkupationsgebiete mit 
dem ‘Vage der faktischen Übersiedlunug einzustellen 
und ist die erfolgte Einstellung ebenfalls unter Be- 


kanntgabe" des Eiustellungstages an M.G.G. zu melden, 


u 


y! 9) Die Familien interuierter Zivilarbeiter sind, 
wenn die sonstigen Vorbedingungen für die Zuerken- 
nung des Unterhaltsbeitrages bezw. Versorgungsge- 
nüsses gegeben sind, wie Familienangehörige der hei 
der Armee im Felde eingeteilten Arbeiter und © 

zu behandeln. Unter Zivilarbeiter sind auch Vorspanu- 


Zivilkutscher ete, zu verstehen 


10) Die Auszahlung der Beiträge aller Art 


hat im Nachhinein zu erfolgen, 


J1) Vorstehender Erlass ist mit dem 1. April 
1917. in Wirksamkeit getreten 


8. 


Nachlassverfahren. 


Das Gruudbuchamt des Friedensgerichtes in 


Sandomierz verlautbart, dass uach dem Tode 


1. 


i) der Marie Malınowska, Josefs Tochter, Ei- 
gentümerin des zu Ihren Gunsten Abteiluug [V sub. 
P. 6 des Hypotekerausweises der Immuvbiliarvermögen 
der Stadt Sandomierz Polizei-Nr 20 Hypotekar-Nr. 10 


versicherten, Geldbetrages 2000 Rb. mit 6°% Zinsen, 


2). des Chaim Dawid Szwarz des Eigentümers 
des zu seinen Gunsten sub. Nr. I, abt. IV. des Hy- 
potekaausweises der Immobılıarvermögen in Staszów 
Hyp. Nr. 370 versicherten Restbetrages 1800 Rb. 


sammt 6%0 Zinsen. 


3). des Marcin Ciastek, Wulentys Sohn, Eigen- 
tümers zweier Bauern-anusiedlungen im Dorfe Garbów 
Gm, Dwikozy P. Nr. 8& und 380. der Liquidations- 
tabelle Hypot. Nr. 88 in den Umfange von 16 Mor- 
gen 139 Pręty, das Nachlassverfahren eingeleitet 


worden ist. 


4), Regulationsiermin der genannten Nauhlässe 
findet am 19|XI 1917 statt. Die interessierten Par- 
teien haben sich ın der angegebenen Frist mit ent- 
sprechenden: Legitimabionsdokumenten in der Kanzlei 
des Hypotekeramtes in Sandomierz bei eventueller 
Anwendung des Preklnsivtermins der § 154 und 1% 


des Hypotekergesetzes persöulich stellig zu machen. 


9, 


Verordnung des Militär-Generai-Gouver- 
neurs betreffend die Regelung des 
Karioffelhandels. 


Kartoffeikauf ist b's auf weiteres nur bei direk- 
ter Lieferung des Produzenten an den Konsumenten, 
sousb nur durch die Poluische Getreide-Zentrale ge- 
stattet. Andere Einkäufer dürfen ab 15 Juli 1917 


weder für Zivilbedarf nech für Truppen einkaufen. 


Sämtlishe erteillen Einkaufsbewilligungen wer- 
den hiemit ungillig erklärt und sind an die Land- 
wieschaftlilhe Abteilung des k.u.k Kıeiksommandos 


abzuführen. 


ED oa mu ww a hd we 


NICHTAMTLICHER TEIL. 


10. 


Einlösung der Zinsenanteilscheine 
(Coupons) der österr.-ung. Kriegsanleihen. 


Im Okkupationsgebiete Polens können die 
Ziusenanteilscheine der Öösterr-ungarischen Kriegsan- 
leihe auch durch die Gouvernements-und Kreiskassen 
dann durch die Etappeupostämter I. Klasse ohne AD- 


zug iù Kronenwälhruug eingelöst werden. 


Es werden nur solche Zinsenanteilscheine ein- 
gelöst, die bereits fällig sind und seit deren Fällig- 
keitstag noch kein volles Jahr verstiichen ist. 


‚Von der Einlösung sind Zinsenanteilscheine die 
durehlocht oder erheblich beschädigt sind, ferner sol- 
che, die eine Radıarung oder Auderung des Fällig- 
keitstages, des Betrages oder der Nummer erkennen 
lassen, endlich solche, die auf der Rückseite durch 


einen Stempelaufdruck eutwertet sind, ausgeschlossen. 


INHALT: 
Amtiicher Teil: 1. 


Beschlagnahme von Getreide 


Die zur Einlösung vorgelegten Zinsenanteil- 
scheine sind anf der Rückseite mit dem Namen und 
der Wohnungsangabe der einreiohenden Partei zu 


versehen 


I: 
Verurteilung. 


Der genesene Wójt der Gemeinde Osiek Wen- 
zel Tomaszewski wurde mit dem Urteile des Miltär- 
gerichtes des k, u. k, Kreiskommandos n Sandomierz 
vom 15 Juni 1917 K. S2|17 wegen Missbrauches der 
Amwtsgewalt, verschiedener Veruntreungen bei Aus- 
übung seıwes Amtes zur Strafe des schweren Kerkers 


in der Dauer von einem Jalır verschärft durch ein- 


wöchige Einzelhatt im i, 3, 5, 7, 9, 11, Monate 


der Sbrafe verurteilt, welche Strafe vom zuständigen 
Kommandanten auf 6 Monate mit obigen Verschär- 
fungen im 1, 3, und 5, Mouate der Strafzeit herab- 


gesetzt wurde. 


d 


und Mahlprodukten.— 2. Besohlagaahme von 


Hıirse, Buchweizen, Hülsenfrüchten uud sonstigen Sämereien.— 3. Auflührungsverbot.— 4. Umreshnungs- 


kurs des Rubels, 


5. Einhebung der Realsteuern dureli Kemeindevorsteher und Einzahlung dieser Sbeu- 


ern.— d. Einlösung der Zahluugsanweisuugen für at geliefertes Getreide — 7, Versurgungsgenüsse der 


Zivilarbeiter. — 8. Nachlassvefahren. — N. 


Betreflfeud die Regelung des Kartotfelhandel 


Nichtamtlicher Teil: 10. Einlösung der Zivsenauteilscheine (Coupons) der österr.-ung. Kriegsanleihen. 


11. Verurteilung. 


IN man Pi 
~= Per K. u. k. Kreiskommandant: 


ADOLE SCHALLER, nm. p. Oberst. 


